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Vorwort 

Diese Arbeit hat der Juristischen Fakultät der Georg-August-Uni-
versität zu Göttingen unter dem Titel „Die Versorgungseinrichtungen 
der Selbstverwaltungskörperschaften  der freien Berufe" als Disserta-
t ion vorgelegen. 

Das Manuskript war im August 1972 abgeschlossen. Nachträglich wur-
den noch das Rentenreformgesetz  vom 16.10.1972 i. d. F. des Vierten 
Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes vom 30.3.1973, das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes vom 11.8.1972, das 
Gesetz zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes und des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 8. 5.1973 sowie der Facharzt-Beschluß 
des BVerfG vom 9.5.1972 im Text berücksichtigt. 

Auch an dieser Stelle danke ich meinem verehrten Lehrer, Herrn 
Professor  Dr. Werner Weber, der die Arbeit angeregt und betreut hat. 
Ebenfalls möchte ich hier noch einmal al l den Stellen, die mir bei der 
Materialbeschaffung  und durch die Erteilung von Auskünften behilflich 
waren, meinen Dank aussprechen. Dem Inhaber des Verlages Duncker 
und Humblot, Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann, bin ich für 
die Aufnahme der Arbeit i n die Reihe der „Schriften zum öffentlichen 
Recht" zu Dank verpflichtet.  Dem Deutschen Sozialgerichtsverband e. V. 
und seinem Vorstandsvorsitzenden, Herrn Präsidenten des Bundes-
sozialgerichts Professor  Dr. Wannagat, danke ich für die Gewährung 
eines Druckkostenzuschusses. 

Göttingen, im September 1973 

Dierk  Hahn 
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Einleitung 

A. Der Standort der öffentlich-rechtlichen  Alterssicherung 
der verkammerten freien Berufe im Gesamtsystem 

der sozialen Sicherung 

Die soziale Sicherung in Deutschland ist i n ihrer gegenwärtigen Ge-
stalt1 das Ergebnis einer achtzigjährigen Geschichte, an derem Anfang 
die Bismarcksche Sozialversicherungsgesetzgebung steht. Diese war der 
„erste große und beispielhafte" (Forsthoff)  Schritt im Übergang vom 
bürgerlichen Rechtsstaat zum modernen Sozialstaat2, und sie stellt noch 
heute das Kernstück und — neben der Sozialversorgung und Sozial-
hilfe — eine institutionelle Grundform des Systems der sozialen Siche-
rung in der BRD dar®. 

Seit der Begründung der Sozialversicherung (1881-1889) hat das 
System der sozialen Sicherung jedoch tiefgreifende  Änderungen erfah-
ren, die zugleich Teilausdruck der Wandlungen sind, die sich in der 
Struktur von Wirtschaft  und Gesellschaft vollzogen haben4. Die klas-
sische „strukturerhaltende Sozialpolit ik"5, die für das kaiserliche 
Deutschland noch kennzeichnend ist, hat sich unter dem Einfluß des 
Strebens breitester Volksschichten nach sozialer Sicherheit zur „struk-
turgestaltenden Gesellschaftspolitik" 6 gewandelt. Beschränkte sich die 
klassische Sozialpolitik darauf,  begrenzten, materiell notleidenden 
Volksschichten zu helfen, so umfaßt die Sozialpolitik heute praktisch die 
gesamte Bevölkerung7 und setzt eine materiell gesicherte Gesellschaft 
voraus, die allein noch um ihren Lebensstil r ingt8 . 

Die Sozialversicherung verfolgte zur Zeit ihrer Entstehung den 
Schutz der in abhängiger Arbeit Stehenden und bezog allenfalls kleinere, 
i n ihrer wirtschaftlichen und sozialen Stellung den Abhängigen gleich-
zustellende Selbständige ein. Über diese begrenzte Zielsetzung ist die 
soziale Sicherung in den letzten Jahrzehnten hinausgegangen. 

1 Vgl. Jantz,  S. 15 ff. 
2 Forsthoff , Verfassungsgeschichte, S. 162. 
8 Vgl. Wolff,  VerwR § 139. 
4 Jantz,  S. 15; Preller,  S. 1 ff. 
5 Preller,  S. 1 f. 
« Preller,  S. 2. 
7 Neugestaltung, S. 10. 
8 Schreiber,  Sozialpolit ik i n einer freien Welt, zit. nach Neugestaltung, 

S. 11. 
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So haben sich neben dem traditionellen Alterssicherungssystem der 
Arbeitnehmer, das sich in die Zweige der Arbeiterrentenversicherung, 
der Angestelltenversicherung und der Knappschaftlichen Rentenver-
sicherung gliedert, besondere öffentlich-rechtliche  Sicherungsformen für 
die Selbständigen und die freien Berufe entwickelt. Für selbständig Er-
werbstätige bestehen besondere gesetzliche Versicherungen in der 
Handwerkerversicherung 9 und in der Altershilfe für Landwirte 10 . Bei 
den freien Berufen hat das Sicherungsbedürfnis  zu einem nur schwer 
überschaubaren Wildwuchs von Sicherungseinrichtungen geführt.  Unter 
diesen kommt wiederum den kollektiven Pflichteinrichtungen der 
Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung, die von den 
Selbstverwaltungskörperschaften  der kammerfähigen freien Berufe ge-
tragen werden, eine besondere Bedeutung zu. 

B. Gang der Erörterung 

Die Versorgungseinrichtungen der berufsständischen Körperschaften 
haben bisher indessen keine umfassende Darstellung erfahren.  Sie sind 
lediglich unter Einzelgesichtspunkten behandelt worden, wobei im 
rechtswissenschaftlichen Schrifttum die Problematik ihrer grundsätz-
lichen verfassungsrechtlichen  Zulässigkeit im Vordergrund stand. Diese 
Frage ist jedoch inzwischen durch zwei Beschlüsse des Bundesverfas-
sungsgerichts11 i n positivem Sinne entschieden worden. Sie w i rd daher 
von der vorliegenden Arbeit nicht erneut aufgegriffen  werden. Diese 
w i l l vielmehr versuchen, die Formen der von den Berufskammern 
durchgeführten  Altersversorgung systematisch darzustellen. Diese Ab-
sicht verbietet es, die Betrachtung auf die Versorgungseinrichtungen der 
Körperschaften  zu beschränken. Es werden im Gegenteil auch die 
Querverbindungen zu anderen Einrichtungen aufgezeigt werden müs-
sen, die ebenfalls der Versorgung der verkammerten freien Berufe 
dienen. 

Dementsprechend gliedert sich die folgende Erörterung in drei Teile. 
Zunächst werden die gesellschaftlichen Grundlagen der öffentlich-
rechtlichen Alterssicherung der verkammerten freien Berufe entfaltet 
(Erster Teil). Sodann w i rd die Stellung der Versorgungseinrichtungen 
der berufsständischen Körperschaften  im System der öffentlich-recht-
lichen Alterssicherung dieser Berufe dargestellt (Zweiter Teil). Dabei 

9 Handwerkerversicherungsgesetz  vom 8.9.1960 (BGBl. I I I - 8250 - 1), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 18. 9.1969 (BGBl. I , S. 1634); Schornsteinfeger-
gesetz vom 15. 9.1969 (BGBl. I , S. 1634). 

1 0 Gesetz über eine Altershi l fe für Landwir te vom 27.7.1957 i. d. F. vom 
14. 9.1965 (BGBl. I , S. 1017). 

1 1 Vgl. BVerfGE 10,354; 12,319. 
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w i rd einmal das Wesen der einzelnen Sicherungsformen (Zweiter Teil, 
1. Kapitel) und zum anderen ihre Verwendung in den einzelnen Berufs-
ständen (Zweiter Teil, 2. Kapitel) erörtert werden. Schließlich ist die 
Alterssicherung der verkammerten freien Berufe unter dem Gesichts-
punkt einer Aufgabe der körperschaftlichen  Selbstverwaltung zu be-
handeln (Dritter Teil). 


